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Die Großstädte Baden-Württembergs 

– Ein Vergleich anhand ausgewählter 

Indikatoren

Werner Brachat-Schwarz

Die Bevölkerungsentwicklung in den Groß-

städten und Ballungsräumen war jahrzehnte-

lang schwächer als in den ländlichen Regionen 

Baden-Württembergs. In den letzten Jahren 

zeichnet sich hier aber eine Trendwende ab, 

allenthalben wird bereits von einer „Renais-

sance der großen Städte“ gesprochen. Ziel 

des vorliegenden Beitrags ist es, vor diesem 

Hintergrund die Struktur und Entwicklung der 

9 Großstädte des Landes zu beleuchten und 

auch mögliche Unterschiede zu den mittleren 

und kleineren Kommunen herauszuarbeiten. 

Dabei hat sich gezeigt, dass die Großstädte 

einerseits durch signifikante Unterschiede 

gegen über den kleineren Kommunen geprägt 

sind; andererseits stellen sie – erwartungsge-

mäß – keine homogene Einheit dar. Deutliche 

strukturelle Unterschiede wurden insbesondere 

zwischen Mannheim und Heidelberg sowie 

zwischen Freiburg im Breisgau und Heilbronn 

festgestellt.

In Baden-Württemberg gibt es 9 Städte mit 
mehr als 100 000 Einwohnern: Stuttgart, Mann-
heim, Karlsruhe, Freiburg im Breisgau, Heidel-
berg, Heilbronn, Ulm, Pforzheim und Reutlin-
gen. Diese Großstädte haben zusammen etwas 
mehr als 2 Mill. Einwohner, sodass dort jeder 
fünfte Einwohner des Landes lebt. Von den so-
zialversicherungspflichtig Beschäftigten Baden-
Württembergs arbeiten sogar annähernd 30 % 
in diesen Zentren.

Renaissance der Großstädte?

Jahrzehntelang hatte die Bevölkerungszahl in 
den Großstädten erheblich schwächer zuge-
nommen als in den übrigen Gemeinden des 
Landes: So lag zwischen 1980 und 2000 das 
Plus in den 9 größten Städten des Landes im 
Schnitt bei lediglich 5 %, in den anderen Kom-
munen dagegen dreimal so hoch (+ 16 %). In 
den letzten Jahren ist dieses „Land-Stadt-Ge-
fälle“ praktisch zum Stillstand gekommen: Seit 
Ende 2000 war die Zunahme der Bevölkerungs-
zahl in den Großstädten mit + 2 % genauso 
hoch wie in den übrigen Gemeinden. Spitzen-
reiter unter den Großstädten war zuletzt – wie 

bereits in den Jahrzehnten zuvor – die Stadt 
Freiburg im Breisgau. Lediglich Mannheim hat 
einen, verglichen mit dem Landesdurchschnitt, 
deutlich geringeren Anstieg der Einwohnerzahl 
seit Ende 2000 erzielt.

Ähnlich verlief die Entwicklung bei den sozial-
versicherungspflichtig Beschäftigten: Während 
in den mittleren und kleineren Kommunen die 
Beschäftigtenzahl zwischen 1980 und 2000 um 
immerhin 16 % zunahm, konnte im Jahr 2000 
in den Großstädten der Beschäftigtenstand 
des Jahres 1980 im Schnitt nur knapp erhalten 
werden. Seit dem Jahr 2000 hat sich die Ent-
wicklung in den Zentren derjenigen in den üb-
rigen Kommunen angeglichen (- 2,9 % gegen-
über - 2,1 % in den übrigen Kommunen). 

Die Ursachen dieser „neuen“ Entwicklungen 
sind vielschichtig. Entscheidend dürfte unter 
anderem sein, dass in den Zentren gerade für 
ältere Menschen günstigere Infrastrukturver-
hältnisse gegeben sind und zwar auch deshalb, 
weil entsprechende Versorgungseinrichtungen 
(Handel, Kreditinstitute, Post, Ärzte) in dünner 
besiedelten Gebieten stetig abgebaut wurden.1 
Auch die zunehmende Verkehrsbelastung auf 
den Straßen, gestiegene Benzinpreise und die 
verschlechterte steuerliche Absetzbarkeit der 
Fahrtkosten zur Arbeit haben dazu geführt, dass 
der Anreiz, der insbesondere Familien zum 
Wegzug in die ländlichen Gebiete bewegt hat, 
geringer geworden ist. 

Strukturunterschiede gegenüber den kleineren 

Kommunen – Beispiel  Wohnverhältnisse …

Trotz der günstigen Bevölkerungsentwicklung 
in den Großstädten liegt das Bautätigkeits-
niveau weiterhin unter dem Durchschnitt der 
übrigen Kommunen des Landes. Ursache hier-
für ist vor allem die Knappheit von Bauland 
und dem daraus resultierenden hohen Preis-
niveau. Dieses ist in den letzten Jahren in den 
Zentren zwar schwächer als in den übrigen Ge-
meinden des Landes angestiegen, der Niveau-
unterschied ist aber weiterhin beträchtlich: 
Durchschnittlich 532 Euro je Quadratmeter bau-
reifes Land musste zuletzt in den Großstädten 
bezahlt werden, „nur“ 153 Euro in den ande-

 1 Vgl. Holl, Stefan/Kollmar, 
Monika: Wohnen im 
Zentrum – Eine neue 
Chance für die Innen-
städte, in: Wohnen im 
Zentrum – Strategien für 
attraktive Stadt- und 
Ortskerne; herausgege-
ben von der Arbeitsge-
meinschaft Baden-Würt-
tembergischer Bauspar-
kassen, November 2006, 
S. 19, (Zitierweise: Woh-
nen im Zentrum).
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Die Großstädte Baden-Württembergs im Vergleich anhand ausgewählter IndikatorenT1

Lfd.
Nr. Indikator Kurzbezeichnung für das Schaubild Maßeinheit Stuttgart Heilbronn

Gebiet und Fläche

1 Anteil der Siedlungs- und Verkehrsfläche Ende 2004 Siedlungsfläche % 50,4 35,3
2 Anteil der Waldfläche Ende 2004 Waldfläche % 23,9 14,1
3 Bevölkerungsdichte Juni 2006 Bevölkerungsdichte Einwohner/km2 2 859 1 216
4 Siedlungsdichte Ende 2004 Siedlungsdichte Einwohner/km2 5 657 3 441

Bevölkerung

5 Durchschnittsalter der Bevölkerung 2005 Durchschnittsalter Jahre 42,2 42,1
6 Anteil der unter 15-Jährigen 2005 Anteil der unter 15-Jährigen % 12,6 14,4
7 Anteil der über 65-Jährigen 2005 Anteil der über 65-Jährigen % 18,2 19,5
8 Anteil der ausländischen Bevölkerung Juni 2006 Ausländeranteil % 23,5 20,2
9 Allgemeine Geburtenrate der gebärfähigen Frauen 20051) Geburtenrate Anzahl 43,1 46,8

Wahlverhalten

10 Wahlbeteiligung bei der Bundestagswahl 2005 Wahlbeteiligung % 79,1 74,3

Zweitstimmenanteile bei der Bundestagswahl 2005

11 CDU Stimmenanteile % 32,7 36,9
12 SPD Stimmenanteile % 32,0 34,0
13 FDP Stimmenanteile % 12,8 12,0
14 DIE GRÜNEN Stimmenanteile % 15,0 8,2

Bauen und Wohnen

15 Kaufwerte für baureifes Land 2003 bis 2005 Baulandpreise EUR/m2 690 246
16 Fertigstellungen 2003 bis 2005 je 1 000 bestehende Wohnungen Wohnungsbau Anzahl 10 19
17 Wohnungsversorgung 20042) Wohnungsversorgung Anzahl 94 95
18 Anteil der Einfamilienhäuser 2005 Einfamilienhäuser % 29,9 48,6
19 Wohnfläche je Wohnung 2005 Wohnfläche m2 74,3 82,6

Beschäftigung und Arbeitsmarkt

20 Arbeitslosenquote Juni 20053) Arbeitslosenquote % 11,6 12,3
21 Beschäftigtenbesatz 20054) Beschäftigtenbesatz Anzahl 578 470
22 Einpendler-/Auspendler-Relation 2005 Einpendler-/Auspendler-Relation Anzahl 358 215
23 Sozialvers. Beschäftigte im Prod. Gewerbe je 1 000 Einw. 2005 Industriedichte Anzahl 168 155
24 Anteil der Beschäftigten im Dienstleistungsbereich 2005 Dienstleistungsanteil % 70,5 66,5
25 Erwerbstätigenbesatz 20045) Erwerbstätigenbesatz Anzahl 782 710

Kaufkraft, Bruttoinlandsprodukt

26 Kaufkraft je Einwohner 2004 Kaufkraft EUR 16 195 14 247
27 Bruttoinlandsprodukt je Erwerbstätigen 2004 BIP EUR 72 814 61 579

Innovationsindex, Gründungsdynamik und Insolvenzhäufigkeit

28 Innovationsindex 2006 Innovationsindex Index 56,0 26,7
29 Betriebsgründungen (mit Substanz) je 10 000 Einwohner 2004/05 Gründungsdynamik Anzahl 32 30
30 Unternehmensinsolvenzen je 10 000 Einwohner 2004/05 Insolvenzhäufigkeit Anzahl 2,3 3,8

Kommunalfinanzen

31 Steuerkraftmesszahl je Einwohner 2005 Steuerkraftmesszahl EUR 843 621
32 Schuldenstand je Einwohner 2005 Schulden EUR 665 403

Bildung

33 Schulübergänge von Grundschulen auf Hauptschulen 2005 Hauptschulübergänge % 26,0 40,7
34 Schulübergänge von Grundschulen auf Realschulen 2005 Realschulübergänge % 26,0 25,0
35 Schulübergänge von Grundschulen auf Gymnasien 2005 Übergänge Gymnasien % 46,5 32,6

Gesundheitswesen

36 Ärzte in freier Praxis je 100 000 Einwohner Ende 2004 Ärzte-Dichte Anzahl 191 207
37 Krankenhausbetten je 100 000 Einwohner Ende 2004 Krankenhausbetten Anzahl 901 773

Soziales

38 Wohngeldempfänger je 1 000 Einwohner 2004 Wohngeldempfänger Anzahl 41 36
39 Sozialhilfeempfänger je 1 000 Einwohner 2004 Sozialhilfeempfänger Anzahl 40 36

Verkehr

40 Pkw-Bestand je 1 000 Einwohner 2005 Pkw-Bestand Anzahl 527 563
41 Verkehrsunfälle je 100 000 Einwohner 2005 Verkehrsunfälle Anzahl 568 621

Tourismus

42 Übernachtungen je Einwohner 2005 Fremdenverkehr Anzahl 4,0 1,9

Abfallwirtschaft

43 Haus- und Sperrmüllaufkommen je Einwohner 2005 Müllaufkommen kg 215 176

1) Anzahl der Kinder bezogen auf 1 000 Frauen im Alter von 15 bis unter 45 Jahren. – 2) Auf 100 Haushalte kommen … Wohnungen. – 3) Arbeitslose bezogen auf
tätigen je 1 000 Einwohner.
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Karlsruhe Heidelberg Mannheim Pforzheim Freiburg Reutlingen Ulm Großstädte 
insgesamt

Gemeinden 
ohne Groß-

städte

Baden-
Württemberg

Lfd.
Nr.

44,2 29,3 55,6 28,6 31,3 37,7 30,3 39,8 12,7 13,6 1
26,1 40,6 12,7 51,8 42,3 22,8 18,9 27,7 38,5 38,1 2

1 646 1 323 2 123 1 216 1 413 1 289 1 017 1 696 252 300 3
3 707 4 488 3 812 4 245 4 462 3 421 3 339 4 248 1 980 2 201 4

42,5 40,9 42,4 42,5 40,3 41,6 41,3 41,9 41,3 41,4 5
12,7 11,3 13,2 14,4 12,8 14,8 13,8 13,0 16,0 15,4 6
19,1 16,0 18,7 20,4 15,7 18,5 17,7 18,2 18,2 18,2 7
15,3 16,6 22,6 17,9 14,1 15,9 17,2 19,4 10,2 11,9 8
44,0 32,4 41,9 45,9 38,1 39,8 42,9 41,7 43,7 43,3 9

76,1 79,6 73,7 71,7 79,3 78,0 78,5 77,0 79,0 78,7 10

32,9 30,3 31,1 40,5 26,4 34,1 34,9 32,5 40,6 39,2 11
32,1 30,4 37,1 30,0 31,2 32,9 32,3 32,6 29,6 30,1 12
12,0 12,6 9,9 12,5 8,4 12,8 11,7 11,6 12,0 11,9 13
14,7 19,9 10,9 7,8 26,2 12,3 13,7 15,0 9,8 10,7 14

361 434 298 226 368 287 164 532 153 176 15
10 11 7 10 24 17 18 12 22 20 16
88 86 98 96 82 93 92 92 101 99 17

44,1 38,6 40,0 47,0 38,6 63,7 51,2 41,5 60,1 57,9 18
80,4 79,1 74,1 79,3 77,2 85,9 81,6 77,5 94,8 91,3 19

10,0 9,9 14,8 11,9 10,4 . 11,5 . . 7,6 20
521 517 507 403 439 415 620 517 307 346 21
315 338 297 163 340 158 368 300 86 106 22
113 103 173 149 81 168 181 146 144 145 23

78,2 79,8 65,5 62,6 81,3 58,9 70,6 71,4 52,2 57,6 24
737 743 687 593 653 . 836 . . 503 25

14 547 15 488 12 672 15 189 13 203 15 258 14 948 14 751 14 562 14 597 26
63 500 55 869 71 447 56 756 55 159 . 58 670 . . 60 054 27

43,0 47,6 36,0 19,3 29,4 . 51,4 . . 37,5 28
26 21 26 31 21 . 33 . . 19 29
3,0 3,5 4,3 4,3 3,6 . 2,4 . . 2,8 30

729 558 665 613 605 654 613 703 600 619 31
790 908 1 628 647 1 482 1 023 1 075 962 441 539 32

24,5 17,8 28,8 33,7 16,4 29,7 25,5 26,5 29,4 28,9 33
24,6 16,9 22,8 26,2 20,2 26,1 28,5 24,3 33,2 31,9 34
49,2 56,4 38,0 39,5 50,1 43,7 45,5 44,8 36,6 37,8 35

211 361 209 219 349 . 271 . . 152 36
1 038 2 287 910 908 1 109 643 1 241 1 041 475 582 37

40 39 56 44 54 . 34 . . 26 38
40 21 58 34 36 35 28 39 18 22 39

506 420 503 486 415 548 520 501 589 574 40
666 652 532 715 656 509 572 600 532 545 41

2,7 6,5 2,7 1,6 4,5 1,2 3,1 3,4 3,9 3,8 42

181 189 252 199 132 . 116 . . 146 43

abhängige Erwerbspersonen; Quelle: Bundesagentur für Arbeit. – 4) Zahl der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten je 1 000 Einwohner. – 5) Zahl der Erwerbs-
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ren Kommunen2 (Tabelle 1). Die divergieren den 
Baulandpreise sind wohl auch für die regional 
unterschiedlichen Gebäudestrukturen verant-
wortlich: Während in den ländlich geprägten 
Gebieten der Einfamilienhausbau dominiert, 
ist dies in den Zentren der Geschosswohnungs-
bau: Nur knapp 42 % der Wohngebäude sind 
in den Großstädten Einfamilienhäuser, in den 
übrigen Kommunen immerhin 60 %. Diese 
starken Unterschiede in der Gebäudestruktur 
korrespondieren mit der Wohnungsgröße: In 
den Großstädten mit einem geringen Anteil an 
Einfamilienhäusern sind die Wohnungen mit 
durchschnittlich knapp 78 m2 Wohnfläche er-
heblich kleiner als in den übrigen Gemeinden 
(95 m2). Entsprechend ungünstiger ist auch die 

quantitative Wohnungsversorgung in den Groß-
städten: Kommen in den 9 Zentren des Landes 
rechnerisch im Schnitt nur 92 Wohnungen auf 
100 Haushalte, sind es in den übrigen Gemein-
den 101; das heißt, dass in den kleineren und 
mittleren Kommunen eine Voll- bzw. sogar eine 
geringe Überversorgung erreicht ist.3

… Beispiel Arbeitsplatzangebot

Besonders ausgeprägt sind die Unterschiede 
zwischen den Großstädten und den übrigen 
Kommunen beim regionalen Arbeitsplatzange-
bot: In den 9 Zentren des Landes kommen auf 
1 000 Einwohner durchschnittlich 517 sozialver-
sicherungspflichtig Beschäftigte, in den mittle-
ren und kleineren Kommunen sind es im Schnitt 
nur 307. Diese Unterschiede spiegeln sich auch 
im Pendlerverhalten wider: Während in den Groß-
städten auf 100 Auspendler exakt dreimal so 
viele Einpendler kommen, sind es in den übri-
gen Kommunen nur 86. Vom überdurchschnitt-
lichen Arbeitsplatzangebot profitieren auch die 
kommunalen Haushalte der Großstädte: Die 
Steuerkraft je Einwohner lag hier im Jahr 2005 
bei durchschnittlich 703 Euro, in den kleineren 
Kommunen „nur“ bei genau 600 Euro. 

Das Schaubild zeigt im Überblick die Struktur-
unterschiede zwischen den Großstädten einer-
seits und den mittleren und kleineren Kommu-
nen andererseits für ausgewählte Indikatoren. 
Die Kenngrößen, für welche zwischen den Ge-
meindegruppen sehr starke Abweichungen 
ermit telt wurden – wie beispielsweise beim 
Siedlungsflächenanteil oder dem Baulandpreis-
niveau – sind dabei größtenteils in den natur-
räumlichen Gegebenheiten begründet. Nicht 
minder interessant sind diejenigen Indikatoren, 
bei denen sich – zum Teil überraschend – prak-
tisch keine Unterschiede zwischen den Gemein-
degruppen ergeben haben: So liegt beispiels-
weise das Kaufkraftniveau in den Großstädten 
kaum höher als in den Umlandgemeinden, 
und die Bevölkerung ist hier kaum älter als in 
den übrigen Gemeinden. Obwohl die Arbeits-
platzdichte in den Großstädten um zwei Drittel 
über der der anderen Kommunen liegt, ist die 
„Industriedichte“, das heißt die Zahl der Be-
schäftigten im Verarbeitenden Gewerbe je 
1 000 Einwohner, praktisch identisch.

Die Großstädte selbst bilden allerdings keine 
homogene Gruppe. Für die Indikatoren „Über-
nachtungen je Einwohner“, „Anteil der Waldflä-
che“, „Krankenhausbetten je 100 000 Einwohner“ 
sowie „Fertigstellungen im Wohnungsbau“ 
zeigten sich die größten Unterschiede zwischen 
den 9 Zentren.4 Es gibt aber auch durchaus 
ähnliche Indikatorenwerte: „Durchschnittsalter 

 2 Berechnet aus dem Durch-
schnitt der Jahre 2003 
bis 2005.

 3 Für eine exakte Ermitt-
lung der Wohnungsver-
sorgung wäre allerdings 
noch eine Fluktuations-
reserve zu berücksichti-
gen sowie festzulegen, 
in welchem Umfang 
auch für Untermieter-
haushalte ein Wohnungs-
bedarf anzusetzen ist. 
Entsprechende Ergeb-
nisse werden im Rahmen 
einer neuen regionalisier -
ten Wohnungsbedarfs-
prognose voraussichtlich 
im Juni 2007 vorliegen.  

S
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der Bevölkerung“, die „Wahlbeteiligung“, „Wohn-
fläche je Wohnung und der Wohnungsversor-
gung“, „Zweitstimmenanteilen der SPD“ sowie 
„Kaufkraft je Einwohner“. Im Folgenden werden 
die Besonderheiten der 9 Großstädte schlag-
lichtartig dargestellt.

Stuttgart: Wirtschaftliches Zentrum 

des Landes

Stuttgart hat derzeit 593 000 Einwohner, das 
heißt knapp 6 % der Bevölkerung Baden-Würt-
tembergs leben in der Landeshauptstadt. Die 
Stadt hat damit seit 1998 in jedem Jahr Ein-
wohner hinzugewonnen; ihre Bevölkerungs-
dichte liegt mit knapp 2 900 Einwohnern je 
Quadratkilometer um beachtliche 70 % über 
dem Durchschnitt der Großstädte und sogar 
knapp zehnmal so hoch wie landesweit (vgl. 
Tabelle 2). 

In Stuttgart fallen – verglichen mit den übrigen 
Großstädten – die um ein Drittel höheren Kauf-
werte für baureifes Land auf. Entsprechend 
gering sind die relativen Fertigstellungszahlen 
im Wohnungsbau, was dazu geführt hat, dass 
auch weiterhin ein beachtliches Wohnungs-
defizit besteht. Auch in der Struktur des Woh-
nungsbestandes – der Einfamilienhausanteil 
ist mit lediglich 30 % der geringste der 9 Groß-
städte – spiegeln sich die sehr hohen Grund-
stückspreise und die topografisch teilweise be-
engte Lage der Stadt wider. 

Die Stadt Stuttgart ist trotz der wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten zu Beginn der 90er-Jahre auch 
weiterhin das unangefochtene wirtschaftliche 
Zentrum des Landes. Dies zeigt sich nicht nur 
am höchsten Bruttoinlandsprodukt je Erwerbs-
tätigen, sondern auch an der Steuerkraftmess-
zahl, die ein Maß für die kommunale Einnahme-
kraft darstellt. Dieser Indikator lag zuletzt um 
ein Fünftel über dem entsprechenden Groß-
stadtdurchschnitt. Auch die Kaufkraft je Ein-
wohner – das sind diejenigen Mittel, die der 
Bevölkerung für Konsumzwecke zur Verfügung 
stehen – war in der Landeshauptstadt zuletzt 
höher als in den übrigen 8 Großstädten des 
Landes. 

Überraschend ist auf den ersten Blick, dass die 
Landeshauptstadt in wichtigen Versorgungs-
bereichen nicht den Durchschnitt der Großstädte 
erreicht. So ist sowohl die Zahl der Kranken-
hausbetten je Einwohner als auch diejenige 
der Ärzte in freier Praxis je Einwohner unter-
durchschnittlich. Diese Ergebnisse dürften vor 
allem auf das Vorhandensein von mehreren 
starken Mittelzentren in unmittelbarer Nach-
barschaft Stuttgarts zurückzuführen sein. Das 

heißt der Verflechtungsbereich der Landes-
hauptstadt ist erheblich geringer als beispiels-
weise derjenige von Ulm, das bei den zuletzt 
angesprochenen Indikatorenwerten besser ab-
schneidet.5

Mannheim: Höchste Arbeitslosenquote 

aller Großstädte

Die Stadt Mannheim mit derzeit 308 000 Ein-
wohnern bildet zusammen mit Heidelberg und 
dem rheinland-pfälzischen Ludwigshafen das 
wirtschaftliche Zentrum der seit dem 1. Januar 
2006 bestehenden länderübergreifenden Region 
Rhein-Neckar.6 Die Situation der Stadt ist weiter-
hin durch erhebliche wirtschaftliche Probleme 
gekennzeichnet: In keiner anderen Großstadt 
und auch in keinem anderen baden-württem-
bergischen Stadt- oder Landkreis liegt die Ar-
beitslosenquote so hoch wie in der „Quadrate-
stadt“. Die hohe Arbeitslosigkeit spiegelt sich 
auch in den weit überdurchschnittlichen Sozial-
hilfe- und Wohngeldempfängerzahlen wider, 
die ihrerseits in einem hohen kommunalen 
Schuldenstand ihren Niederschlag gefunden 
haben. Wenig verwunderlich ist angesichts der 
wirtschaftlichen Probleme, dass auch die Kauf-
kraft der Bevölkerung Mannheims mit durch-
schnittlich 12 700 Euro pro Einwohner und 
Jahr niedriger liegt als in den anderen Groß-
städten. Nicht zuletzt aufgrund der anhalten-
den wirtschaftlichen Probleme und der damit 
verbundenen Stagnation der Einwohnerzahl 
lag auch die Bauaktivität in der Stadt in den 
letzten Jahren erheblich unter dem Durch-
schnitt der Großstädte: Trotzdem ist – rein 
rechnerisch – die Wohnungsversorgung güns-
tiger als in den übrigen Zentren des Landes. 

Karlsruhe: Stadtprofil entspricht am ehesten 

dem Großstadtdurchschnitt

Karlsruhe ist nach Stuttgart und Mannheim 
mit knapp 286 000 Einwohnern die drittgrößte 
Stadt des Landes. Bei der Betrachtung des 
Städteprofils von Karlsruhe fällt auf, dass hier 
die überwiegende Zahl der gewählten Indika-
toren nur relativ geringe Abweichungen zum 
Durchschnitt der Großstädte aufweist: 25 der 
34 Indikatoren weichen weniger als 10 % vom 
Durchschnitt ab7 (Tabelle 2). Zum Vergleich: In 
Freiburg im Breisgau gilt dies nur für 11 der 34 
Indikatoren. Auffällig ist allenfalls das relativ 
günstige Preisniveau für baureifes Land in der 
„Fächerstadt“. Dieses lag in den letzten Jahren 
(Durchschnitt der Jahre 2003 bis 2005) um 
etwa ein Drittel unter dem entsprechenden 
Vergleichswert für die Gesamtheit der Groß-
städte, wobei der Durchschnittswert erheblich 

 4 Gemessen am Variations-
koeffizient, das heißt der 
durchschnittlichen Stan-
dardabweichung, bezo-
gen auf den Durchschnitts-
wert der Großstädte.

 5 Deutlicher würde der 
jeweilige Zentralitäts-
überschuss insbeson-
dere anhand der Umsätze 
im Einzelhandel und des 
Kaufkraftzuflusses. Ent-
sprechende Ergebnisse 
sind aber nur für Mitte 
der 90er-Jahre verfügbar. 

 6 Vgl. www.region-rhein-
neckar-dreieck.de

 7 Die Aussage bezieht sich 
auf die in der Tabelle dar-
gestellten Indikatoren, 
für die auch für Reutlin-
gen als kreisangehörige 
Kommune Daten verfüg-
bar waren.
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durch das Stuttgarter Preisniveau bestimmt 
wird. Allerdings war der Preisanstieg in den 
letzten 10 Jahren mit Abstand der stärkste der 
9 Großstädte (+ 42 %). Zurückzuführen dürfte 
dies auf überdurchschnittliches Bevölkerungs-
wachstum sein: Nur Freiburg und Ulm waren 
seit 1995 noch dynamischer. 

Freiburg: Wirtschaftsleistung, Kaufkraft und 

Steuerkraft sind unterdurchschnittlich

Die Bevölkerungsentwicklung in der Stadt 
Freiburg im Breisgau war in den letzten Jahren 
herausragend: Seit 1995 lag hier das Plus bei 
über 8 %, das zweitplatzierte Ulm erreichte ledig-
lich halb so viel! Die viertgrößte Stadt des Lan-
des hat damit erstmals mehr als 216 000 Ein-

wohner. 1980 waren es noch 40 000 Personen 
weniger! Die „Breisgau-Metropole“ ist nicht 
nur durch eine relativ geringe Verdichtung und 
einen verhältnismäßig kleinen Anteil der Sied-
lungs- und Verkehrsfläche gekennzeichnet. Die 
große Attraktivität und der hohe Freizeitwert 
der Stadt spiegeln sich nicht zuletzt in den Über-
nachtungszahlen wider, die um ein Drittel über 
dem Durchschnitt für alle Großstädte liegen. 

Überdurchschnittlich – jedoch insgesamt nicht 
so ausgeprägt wie in Heidelberg – ist auch die 
Versorgung mit niedergelassenen Ärzten und 
Krankenhausbetten. Die wirtschaftlichen Kenn-
größen Freiburgs liegen dagegen zum Teil er-
heblich unter dem Durchschnitt der Großstädte: 
Das Bruttoinlandsprodukt je Erwerbstätigen ist 
niedriger als in den anderen Zentren, ebenso 

Nr. Kurzbezeichnung1) Stuttgart Heilbronn Karlsruhe Heidelberg Mannheim Pforzheim Freiburg Reutlingen Ulm

1 Siedlungsfläche + 27 – 11 + 11 –  26 + 40 – 28 – 21 –  5 – 24

2 Waldfläche – 14 – 49 –  5 +  47 – 54 + 87 + 53 – 17 – 32

3 Bevölkerungsdichte + 69 – 28 –  3 –  22 + 25 – 28 – 17 – 24 – 40

4 Siedlungsdichte + 33 – 19 – 13 +   6 – 10 0 +  5 – 19 –21

5 Durchschnittsalter +  1 0 +  1 –   2 +  1 +  2 –  4 –  1 –  1

6 Anteil der unter 15-Jährigen –  3 + 11 –  3 –  13 +  1 + 11 –  2 + 13 +  6

7 Anteil der über 65-Jährigen 0 +  8 +  5 –  12 +  3 + 12 – 14 +  2 –  3

8 Ausländeranteil + 21 +  4 – 21 –  14 + 16 –  8 – 27 – 18 – 11

9 Geburtenrate +  3 + 12 +  6 –  22 0 + 10 –  9 –  5 +  3

10 Wahlbeteiligung +  3 –  4 –  1 +   3 –  4 –  7 +  3 +  1 +  2

11 Stimmenanteile CDU +  1 + 14 +  1 –   7 –  4 + 25 – 19 +  5 +  7

12 Stimmenanteile SPD –  2 +  4 –  2 –   7 + 14 –  8 –  4 +  1 –  1

13 Stimmenanteile FDP + 10 +  3 +  3 +   9 – 15 +  8 – 28 + 10 +  1

14 Stimmenanteile DIE GRÜNEN 0 – 45 –  2 +  33 – 27 – 48 + 75 – 18 –  9

15 Baulandpreise + 30 – 54 – 32 –  18 – 44 – 57 – 31 – 46 – 69

16 Wohnungsbau – 21 + 53 – 17 –   6 – 43 – 15 + 93 + 36 + 50

17 Wohnungsversorgung +  2 +  3 –  4 –   7 +  7 +  4 – 11 +  1 0

18 Einfamilienhäuser – 28 + 17 +  6 –   7 –  4 + 13 –  7 + 53 + 23

19 Wohnfläche –  4 +  7 +  4 +   2 –  4 +  2 0 + 11 +  5

20 Beschäftigtenbesatz + 12 –  9 +  1 0 –  2 – 22 – 15 – 20 + 20

21 Einpendler-/Auspendler-Relation + 19 – 28 +  5 +  13 –  1 – 46 + 13 – 47 + 22

22 Industriedichte + 15 +  6 – 23 –  30 + 18 +  2 – 44 + 15 + 24

23 Dienstleistungsanteil –  1 –  7 + 10 +  12 –  8 – 12 + 14 – 18 –  1

24 Kaufkraft + 10 –  3 –  1 +   5 – 14 +  3 – 10 +  3 +  1

25 Steuerkraftmesszahl + 20 – 12 +  4 –  21 –  5 – 13 – 14 –  7 – 13

26 Schulden – 31 – 58 – 18 –   6 + 69 – 33 + 54 +  6 + 12

27 Hauptschulübergänge –  2 + 54 –  8 –  33 +  9 + 27 – 38 + 12 –  4

28 Realschulübergänge +  7 +  3 +  2 –  30 –  6 +  8 – 17 +  8 + 18

29 Übergänge Gymnasien +  4 – 27 + 10 +  26 – 15 – 12 + 12 – 3 +  2

30 Krankenhausbetten – 13 – 26 0 + 120 – 13 – 13 +  7 – 38 + 19

31 Sozialhilfeempfänger +  2 –  9 +  2 –  45 + 48 – 12 –  8 – 10 – 29

32 Pkw-Bestand +  5 + 12 +  1 –  16 0 –  3 – 17 +  9 +  4

33 Verkehrsunfälle –  5 +  3 + 11 +   9 – 11 + 19 +  9 – 15 –  5

34 Fremdenverkehr + 18 – 44 – 19 +  94 – 20 – 51 + 34 – 65 –  8

*) Anhand derjenigen Indikatoren der Tabelle 1, für die auch für die Stadt Reutlingen und damit für die Großstädte insgesamt Werte verfügbar sind. – **) Abwei-
chung um mehr als + 30 % (blau)/ - 30 % (rot). – 1) Genauer beschrieben sind die Indikatoren in Tabelle 1.

Die Großstädte Baden-Württembergs im Vergleich*)
Abweichung vom Durchschnitt der Großstädte insgesamt in %**)T2
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die Kaufkraft der Bevölkerung, deren Pro-Kopf-
Wert nur in Mannheim geringer ist. Entschei-
dender Grund hierfür dürfte das Zusammen-
treffen von mehreren Faktoren sein: ein hoher 
Studentenanteil sowie ein überdurchschnitt-
licher Anteil an Beschäftigten im öffentlichen 
Dienst mit seinen wahrscheinlich auch heute 
noch unterdurchschnittlichen Verdiensten in 
Verbindung mit einem hohen Mietpreisniveau. 
Diese geringe Kaufkraft und das ebenfalls unter-
durchschnittliche Bruttoinlandsprodukt je Er-
werbstätigen korrespondiert mit einem Steuer-
kraftniveau, das immerhin um 14 % unter dem 
Durchschnitt der Großstädte liegt. 

Auffallend ist auch die sektorale Struktur der 
Stadt an der Dreisam: Sie hat – bezogen auf 
die Bevölkerungszahl – die geringste Zahl an 
Beschäftigten im Produzierenden Gewerbe aller 
Großstädte. Dieser geringe Industriebesatz ist 
auch historisch bedingt: Bis Mitte der 50er-Jahre 
war aus militärisch-politischen Gründen die 
Ansiedlung neuer moderner Industrien in der 
sogenannten „blauen Zone“ nicht möglich. 
Folgerichtig weist die Stadt heute den höchsten 
Dienstleistungsanteil aller 44 Stadt- und Land-
kreise des Landes auf. Dabei zeigt sich – ähnlich 
wie in Heidelberg – eine starke Abhängigkeit 
von den universitären Einrichtungen in den 
Bereichen Gesundheit und Bildung.8

Heidelberg: Herausragende Infrastruktur 

im Gesundheitsbereich

Heidelberg, die fünftgrößte Stadt des Landes, 
hat derzeit 144 000 Einwohner. Herausragend 
ist hier zum einen die Tourismusintensität, ge-
messen an der Kennziffer „Übernachtungen je 
Einwohner“, die annähernd doppelt so hoch 
wie der Durchschnitt der übrigen Städte liegt; 
zum anderen sind die Indikatoren aus dem 
Gesundheitsbereich überragend: Die Größen 
„Krankenhausbetten je Einwohner“ sowie 
„Ärzte in freier Praxis je Einwohner“ liegen in 
der Stadt mit der ältesten Universität Deutsch-
lands höher als in den anderen Zentren. 

Insgesamt zeigt sich eine starke strukturelle 
Ähnlichkeit Heidelbergs mit dem ebenfalls von 
Universitäten und Kliniken geprägten Freiburg 
im Breisgau. Deutlich geringer ist in Heidelberg 
aber der Anteil der Sozialhilfe- und Wohngeld-
empfänger – sicherlich eine Ursache für das 
hier erheblich höhere Kaufkraftniveau ver-
glichen mit dem südbadischen Zentrum. Eben-
falls günstiger liegt der Schuldenstand je Ein-
wohner. Andererseits hat Heidelberg in den 
letzten Jahren bei Weitem nicht die Entwick-
lungsdynamik Freiburgs erreicht. Während die 
„Breisgau-Metropole“ nicht zuletzt durch die 

Erschließung zweier neuer Stadtteile (Rieselfeld 
und Vauban) den enormen Bevölkerungszuzug 
ermöglicht hat, lag das Bautätigkeitsniveau in 
Heidelberg zuletzt nur halb so hoch.
 

Heilbronn: Geringe Entwicklungsdynamik

Die Stadt Heilbronn ist mit gut 121 000 Ein-
wohnern das wirtschaftliche und kulturelle 
Zentrum der Region Heilbronn-Franken und 
nach der Landeshauptstadt die zweitgrößte 
Kommune im württembergischen Landesteil. 
In den vergangenen 10 Jahren war die Entwick-
lung in der „Käthchenstadt“ unterdurchschnitt-
lich: Während hier die Bevölkerungszahl gegen-
über 1995 unverändert ist, hatten die Großstädte 
in diesem Zeitraum immerhin ein Plus von 
durchschnittlich gut 2 % erzielen können. Noch 
ungünstiger war die Entwicklung bei den Arbeits-
plätzen: Die Zahl der sozialversicherungspflich-
tig Beschäftigten nahm seit 1995 um ein Zehn-
tel ab, im Schnitt der Großstädte lag das Minus 
„nur“ bei 2 %. In den letzten Jahren hat sich 
aber die Entwicklung Heilbronns in diesen zen-
tralen Bereichen der Landesentwicklung ange-
glichen, und die Bautätigkeit war sogar über-
durchschnittlich. 

Vergleichsweise günstig ist dagegen der kom-
munale Schuldenstand Heilbronns: Die Pro-
Kopf-Verschuldung lag mit 403 Euro im Jahr 
2005 niedriger als in allen anderen Großstädten. 
Allerdings ist die Vergleichbarkeit des Schulden-
standes dadurch eingeschränkt, dass in unter-
schiedlichem Umfang wirtschaftliche Aktivitä-
ten der Kommunen in formal privatisierte aber 
noch durch die Gemeinde kontrollierte Betriebe 
überführt wurden, wobei ein Teil der Schulden-
last in diese Betriebe mit übertragen wurde.

Ulm: Günstige Werte im Bereich Bauen 

und Wohnen

Die Universitätsstadt Ulm hatte im Juni 2006 
knapp 121 000 Einwohner. Zusammen mit dem 
bayerischen Neu-Ulm bildet die Stadt das 
Oberzentrum in der Region Donau-Iller. Diese 
ist aus administrativer Sicht – neben dem 
Rhein-Neckar-Dreieck – die zweite grenzüber-
schreitende Region des Landes. Auffallend 
günstig sind – sicherlich bedingt durch die ge-
ringste Bevölkerungsdichte aller Großstädte – 
die Werte im Bereich Bauen und Wohnen: Auf-
grund der niedrigsten Baulandpreise ist hier 
der Anteil an Einfamilienhäusern der zweit-
höchste nach Reutlingen. Entsprechend groß-
zügig sind die verfügbaren Wohnflächen. He-
rausragend ist auch die „Arbeitsplatzdichte“ in 
der Stadt an der Donau: Auf 1 000 Einwohner 

 8 Vgl. Pressemitteilung des 
Statistischen Landes-
amtes Baden-Württem-
berg vom 25. September 
2006: Neuer Branchen-
spiegel für Baden-Würt-
temberg und seine 
Kreise.
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kommen hier 836 Erwerbstätige, in der Landes-
hauptstadt, dem Zweitplatzierten, sind es „nur“ 
782. Nicht ganz so günstig ist der Wert für das 
Bruttoinlandsprodukt je Erwerbstätigen mit 
knapp 59 000 Euro, der immerhin von vier 
Zentren übertroffen wird. 

Pforzheim: Geringstes Arbeitsplatzangebot

Die Stadt Pforzheim, am Fuße des nördlichen 
Schwarzwalds, ist mit 119 000 Einwohnern die 
achtgrößte Stadt Baden-Württembergs. Sie 
verfügt über den größten Waldflächenanteil 
aller Großstädte: Mehr als die Hälfte der Ge-
markungsfläche ist bewaldet; im Durchschnitt 
der Zentren ist es lediglich gut ein Viertel, in 
Mannheim sogar nur ein Achtel. Entsprechend 
klein ist die Siedlungs- und Verkehrsfläche in 
Pforzheim. 

Die Wirtschaft der „Goldstadt“ ist traditionell 
stark von der Industrie geprägt. Nur knapp 63 % 
der Beschäftigten arbeiten im tertiären Sektor 
– ein Wert, der nur in Reutlingen mit 59 % noch 
niedriger liegt. Auf den ersten Blick erstaunlich 
ist, dass Pforzheim die geringste „Arbeitsplatz-
dichte“ aller Großstädte aufweist. Das heißt, 
sowohl die Zahl der sozialversicherungspflich-
tig Beschäftigten als auch die Zahl aller Erwerbs-
tätigen bezogen auf 1 000 Einwohner ist hier 
geringer als in den anderen Zentren. Zu ver-
muten ist, dass dies vor allem auf die geogra-
fische Lage zwischen den Großzentren Stutt-
gart und Karlsruhe zurückzuführen sein dürfte. 
Und die Relation der Ein- zu den Auspendlern 
scheint dies zu belegen: In Pforzheim kommen 
auf 100 Auspendler lediglich 163 Einpendler – 
im Schnitt der Großstädte liegt dieser Wert an-

nähernd doppelt so hoch. Ebenfalls schwächer 
als im Durchschnitt ist die technologische Leis-
tungsfähigkeit der Pforzheimer Wirtschaft aus-
geprägt. Mit einem Indexwert von 19,3 liegt 
Pforzheim zum Teil erheblich unter dem der 
anderen Stadtkreise.9

Reutlingen: Sonderstellung innerhalb 

der Großstädte

Die Stadt Reutlingen mit derzeit 112 000 Ein-
wohnern ist die kleinste Großstadt Baden-
Württembergs. Sie nimmt auch insofern eine 
Sonderstellung ein, als sie als einzige Groß-
stadt nicht auch gleichzeitig einen Stadtkreis 
bildet. Aufgrund dessen ist die Datenlage für 
die Stadt an der Achalm ungünstiger, da ein 
Teil der Indikatorenwerte nur für Kreise verfüg-
bar ist. Ergebnisse fehlen insbesondere für die 
Kenngrößen „BIP je Erwerbstätigen“, „Innova-
tionsindex“, „Ärzte je 100 000 Einwohner“ und 
„Wohngeldempfänger je 1 000 Einwohner“. 
Aber auch für den Bereich Arbeitsmarkt und 
Beschäftigung ergibt sich nur ein unvollständi-
ges Bild. Dennoch zeigen sich hier Ähnlichkeiten 
mit Pforzheim, insbesondere was das Arbeits-
platzangebot, die Einpendler-Auspendler-Rela-
tion und die sektorale Struktur angeht. Heraus-
ragend ist die Wohnfläche je Wohnung mit 
durchschnittlich knapp 86 m2. Dies ist auf die 
besondere Gebäudestruktur in Reutlingen zu-
rückzuführen: Fast 64 % der Wohngebäude sind 
Einfamilienhäuser – der Wert für die Stadt Ulm 
als Zweitplatzierte liegt um immerhin mehr als 
12 Prozentpunkte niedriger und dies, obwohl 
in der Stadt an der Donau die Baulandpreise 
erheblich günstiger sind. 

Günstige Perspektiven

Die Struktur in den Großstädten unterscheidet 
sich nicht nur gegenüber den mittleren und 
kleineren Kommunen; auch die Zentren selbst 
sind zum Teil sehr unterschiedlich. Am größten 
sind diese strukturellen Unterschiede zwischen 
den Städten Mannheim und Heidelberg sowie 
zwischen Freiburg und Heilbronn (vgl. Über-
sicht). Andererseits zeigen sich durchaus auch 
ähnliche Strukturen: Dies gilt beispielsweise 
für die Städte Pforzheim und Heilbronn einer-
seits sowie Heidelberg und Freiburg anderer-
seits. 

Mit welcher künftigen Entwicklung der Groß-
städte ist zu rechnen? Nach heutiger Sicht 
spricht einiges dafür, dass sich die günstige 
Bevölkerungsentwicklung zu einem neuen 
Trend verfestigen könnte – nicht zuletzt wegen 
der zunehmend weniger tolerierten Pendel-

 9 Ergebnis des Innovations-
index 2006, der unter 
anderem die relativen 
FuE-Aufwendungen, den 
Anteil der Beschäftigten 
in industriellen Hochtech-
nologiebranchen und die 
Patentanmeldungen be-
rücksichtigt; vgl. hierzu 
Winkelmann, Ulrike: 
Baden-Württemberg ist 
in der EU die Region mit 
der höchsten Innovations-
tätigkeit; in: Statistisches 
Monatsheft Baden-Würt-
temberg 12/2006, S. 24-33.

Die Stadt … 
… ist  am …

ähnlichsten  zu verschiedensten zu

Stuttgart Karlsruhe Freiburg im Breisgau

Heilbronn Pforzheim Heidelberg

Karlsruhe Ulm Freiburg im Breisgau

Heidelberg Freiburg im Breisgau Mannheim

Mannheim Karlsruhe Heidelberg

Pforzheim Heilbronn Freiburg im Breisgau

Freiburg im Breisgau Heidelberg Heilbronn

Reutlingen Ulm Heidelberg

Ulm Reutlingen Freiburg im Breisgau

*) Hierzu wurden für die 34 Indikatoren des Schaubilds die jeweiligen prozentualen Abwei-
chungen zwischen den einzelnen Großstädten berechnet und anschließend aufsummiert. Um 
die unterschiedliche Streuung bei den einzelnen Indikatoren zu berücksichtigen, wurden zuvor 
die Abweichungen normiert, das heißt durch die Standardabweichung dividiert.

Ähnlichkeit der Großstädte Baden-Württembergs*)Ü
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zeiten und Pendlerbelastungen.10 Aber auch 
der weitere „Aufholprozess“ bei den Bauland-
preisen im Umland könnte dazu führen, dass 
die Städte zusätzlich an Attraktivität gewinnen 
werden. Voraussetzung hierfür ist allerdings, 
dass die Städte entsprechend aktiv werden. 
„Abwanderung in die Randlagen und ins sub-
urbane Umland wird vor allem dann gleichsam 
„erzwungen“, wenn – insbesondere im Fall des 

10 Vgl. Harlander, Tilman: 
Renaissance des urbanen 
Wohnens, in: Wohnen 
im Zentrum, S. 12 (Zitier-
weise: Urbanes Wohnen).

11 Harlander, T., Urbanes 
Wohnen, S. 11.

Wunschs nach Wohnflächenvergrößerung – im 
Zentrum selbst kein nach Größe, Qualität und 
vor allem Kosten akzeptables Wohnungsange-
bot zur Verfügung steht.“11

Weitere Auskünfte erteilt
Werner Brachat-Schwarz, Telefon 0711/641-28 35,
Werner.Brachat-Schwarz@stala.bwl.de

kurz notiert ...

Gerhard-Fürst-Preis 2007 des Statistischen 

Bundesamtes

Das Statistische Bundesamt prämiert auch in 
diesem Jahr wieder herausragende Disserta-
tionen und Diplom- bzw. Magisterarbeiten, die 
theoretische Themen mit einem engen Bezug 
zum Aufgabenspektrum der amtlichen Statistik 
behandeln oder empirische Fragestellungen 
unter intensiver Nutzung von Daten der amt-
lichen Statistik untersuchen, mit dem Gerhard-
Fürst-Preis. Mit der jährlichen Auslobung des 
Preises möchte das Statistische Bundesamt 
Nachwuchswissenschaftlerinnen und -wissen-
schaftlern einen Anreiz geben, die Daten und 
Produkte der statistischen Ämter verstärkt für 
ihre Forschungszwecke zu nutzen. Die Aus-
zeichnung ist in der Kategorie „Dissertationen“ 
mit 5 000 Euro, in der Kategorie „Diplom- und 
Magisterarbeiten“ mit 2 500 Euro dotiert. 

Vorschläge für den Gerhard-Fürst-Preis 2007 
können ausschließlich von den die Arbeiten 
betreuenden Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftlern eingereicht werden. Im Auswahlver-
fahren werden deutsch- oder englischsprachige 
Arbeiten berücksichtigt, die zwischen dem 
1. Januar 2005 und dem 28. Februar 2007 min-
destens mit der Note „gut“ resp. „magna cum 
laude“ abschließend bewertet worden sind. Sie 
dürfen nicht bereits anderweitig ausgezeichnet 
worden sein, ausgenommen sind Prämierungen 
innerhalb der einreichenden Institutionen. Eine 
vorherige (Teil-)Veröffentlichung der Arbeit 
schließt eine Preisvergabe nicht aus.

Einzureichen sind neben der vorgeschlagenen 
Arbeit eine kurze Begründung der/des vor-
schlagenden Wissenschaftlerin/Wissenschaftlers 
zur Preiswürdigkeit, Kopien der Erst- und ggf. 
Zweitgutachten, eine Kurzfassung der Arbeit, 
ein Lebenslauf der Autorin oder des Autors 
und bei Diplom-, Magister-, Master- und Bache-
lorarbeiten eine schriftliche Erklärung über die 
Bearbeitungsdauer der eingereichten Arbeit.

Die vorgeschlagene Arbeit ist fünffach und die 
übrigen Unterlagen sind in neunfacher Ausfer-
tigung bei folgender Adresse einzureichen:

Statistisches Bundesamt
Institut für Forschung und Entwicklung 
in der Bundesstatistik
Gustav-Stresemann-Ring 11
65189 Wiesbaden

Abweichend von dieser Vorgabe ist es ausrei-
chend, die Doktor- bzw. Examensarbeit nur 
einfach einzureichen, wenn der Text zusätzlich 
als MS-Word- oder PDF-Datei zur Verfügung 
gestellt werden kann. Die Einreichungsfrist 
endet am 31. März 2007 (Datum des Post-
stempels).

Weitere Informationen zum Gerhard-Fürst-Preis 
können beim Statistischen Bundesamt erfragt 
werden unter

Telefon: +49 (0) 611 / 75 26 03
institut@destatis.de
www.destatis.de/gerhardfuerstpreis.htm

kurz zitiert ...

Prof. Dr. Elisabeth Noelle-Neumann, Gründerin 
des Instituts für Demoskopie (IfD) in Allensbach:
Statistik ist für mich ein Ausdruck von Mündig-
keit, sie ist das Informationsmittel der Mündi gen. 

Wer mit ihr umgehen kann, kann weniger leicht 
manipuliert werden. Der Satz: „Mit Statistik kann 
man alles beweisen“ gilt nur für die Bequemen, 
die keine Lust haben, genau hinzusehen.


